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1. Bekanntmachung der Deichschauen 2025 durch die Bezirksregierung Düsseldorf: 
 Deichschau gemäß § 95 III des Wassergesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen  
 (Landeswassergesetz – LWG) 

 

 

 

Bezirksregierung Düsseldorf 

 
Bekanntmachung 

 
Die diesjährigen Deichschauen im Stadtgebiet Rees gemäß § 95 III des Wassergesetzes für 

das Land Nordrhein-Westfalen (Landeswassergesetz – LWG) in der Fassung der Bekannt-

machung vom 25. Juni 1995, neu gefasst durch Artikel 3 des Gesetzes vom 17. Dezember 

2021 finden an folgenden Terminen statt: 

 

13.05.2025 Deichverband Bislich-Landesgrenze: Stadtgebiet Rees und   

  Bienen, Millingen, Vehlingen   

  Beginn: 09:00 Uhr 

  Treffpunkt: Ende Lindenallee in Rees 

 

11.09.2025 Deichverband Bislich-Landesgrenze: Haffen-Mehr, Rees 

  Beginn: 09:00 Uhr 

  Treffpunkt: Oberes Deichende, Am Stummen Deich,    

  Kreisgrenze Wesel / Kleve 

 

11.09.2025 Deichverband Bislich-Landesgrenze: Polder      

  Lohrwardt / Reckerfeld   

  Beginn: 13:00 Uhr 

  Treffpunkt: Schöpfwerk Lohrwardt, Haffen 

 

18.09.2025 Deichschau Grietherbusch   
 Beginn: 10:00 Uhr 
  Treffpunkt: Klarenbeckshof, Deichgräf Heveling 
 

 
Die Deichschau ist grundsätzlich nicht öffentlich. Die Teilnahmeberechtigung ist in § 95 II 

LWG geregelt. Die Bezirksregierung Düsseldorf kann weitere Teilnehmer zulassen. 

 

Die Termine werden hiermit gemäß § 95 III 1, II 2 LWG ortsüblich öffentlich bekannt gemacht. 

 

Düsseldorf, den 17.02.2025 

Im Auftrag 

gezeichnet 

Guido Gohres 
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2. 63. Änderung des Flächennutzungsplanes zur Änderung einer landwirtschaftlichen Flä-
che in Gewerbliche Baufläche im Gewerbegebiet Im Lohr 

• Bekanntmachung des Aufstellungsbeschlusses gemäß § 2 Baugesetzbuch (BauGB) 
• Frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 1 und der Behörden gemäß 

§ 4 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) 

 
Der Ausschuss für Umwelt, Planung, Bau und Vergabe der Stadt Rees hat am 
29.10.2024 das Verfahren zur Einleitung der 63. Änderung des Flächennutzungsplans beschlossen. 
 
Ziel der 63. Änderung des Flächennutzungsplanes ist die Umwandlung von landwirtschaftlicher Flä-
che in gewerbliche Baufläche für eine Firmenerweiterung. 
 
Der Geltungsbereich der 63. Änderung des Flächennutzungsplanes der Stadt Rees wird wie folgt 
begrenzt und ist aus nachstehender Skizze ersichtlich: 
 

 
 
Gegenstände der frühzeitigen Beteiligung sind der Planentwurf, die Begründung, der Umweltbericht 
und der Artenschutzbericht.  
 
Gemäß § 3 Abs. 1 BauGB und § 4 Abs. 1 BauGB werden die Verfahrensunterlagen dieser 63. Flä-
chennutzungsplanänderung in der Zeit vom  

 
21.03.2025 bis 23.04.2025 (jeweils einschließlich) 

 
auf der Homepage der Stadt Rees unter  
 

https://www.stadt-rees.de/bauen-wirtschaft/bauleitplanung/aktuelle-beteiligungen 
 
sowie auf dem Beteiligungsportal des Landes unter  
 
https://beteiligung.nrw.de/portal/Rees/startseite 
 

https://www.stadt-rees.de/bauen-wirtschaft/bauleitplanung/aktuelle-beteiligungen
https://beteiligung.nrw.de/portal/Rees/startseite


 4 

REESER AMTSBLATT, Ausgabe 4, Jahrgang 2025 vom 19.03.2025, Seite 4 

Herausgeber: Stadt Rees – Der Bürgermeister -, Rathaus, Markt 1, 46459 Rees 

 

veröffentlicht.  
 
Als gemäß § 3 Abs. 2 Satz 2 BauGB zusätzliche leicht zu erreichende Zugangsmöglichkeit werden 
die Unterlagen während des Veröffentlichungszeitraumes zu den Dienstzeiten  
Montags bis freitags 8.00 bis 12.00 Uhr  
Montags bis donnerstags 14.00 bis 16.00 Uhr  
öffentlich ausgelegt im Rathaus der Stadt Rees, Fachbereich Planen, Bauen, Umwelt, Markt 1, 46459 
Rees. Um vorherige Terminvereinbarung unter 02851 510 wird gebeten.  
 
Während der vorbezeichneten Auslegungsfrist können zu dem Planentwurf Stellungnahmen abge-
geben werden. Die Stellungnahmen sollen auf elektronischem Weg an stadtplanung@stadt-rees.de 
oder über das oben aufgeführte Beteiligungsportal des Landes eingereicht werden. Bei Bedarf kön-
nen die Stellungnahmen auch auf anderem Weg abgegeben werden.  
 
Es wird darauf hingewiesen, dass nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen bei der Be-

schlussfassung über den Bauleitplan unberücksichtigt bleiben können. 

Eine Vereinigung im Sinne des § 4 Absatz 3 Satz 1 Nummer 2 des Umwelt-Rechtsbehelfsgesetzes 
ist in einem Rechtsbehelfsverfahren nach § 7 Absatz 2 des Umwelt-Rechtsbehelfsgesetzes gemäß 
§ 7 Absatz 3 Satz 1 des Umwelt-Rechtsbehelfsgesetzes mit allen Einwendungen ausgeschlossen, 
die sie im Rahmen der Auslegungsfrist nicht oder nicht rechtzeitig geltend gemacht hat, aber hätte 
geltend machen können. 
 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Der Beschluss des Ausschusses für Umwelt, Planung, Bau und Vergabe vom 29.10.2024 zur Auf-
stellung gemäß sowie zur frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 1 und § 4 Abs. 
1 BauGB der 63. Änderung des Flächennutzungsplanes der Stadt Rees wird hiermit öffentlich be-
kannt gemacht. 
 
Rees, 04. März 2025 
 
Sebastian Hense  
Bürgermeister  
 

3. 2. Erweiterung und 3. Änderung B-Plan R 31 „Gewerbliche Bauflächen am  
 Melatenweg“ 
• Bekanntmachung des Aufstellungsbeschlusses gemäß § 2 Baugesetzbuch (BauGB) 
• Frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 1 und der Behörden gemäß 

§ 4 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) 

 
Der Ausschuss für Umwelt, Planung, Bau und Vergabe der Stadt Rees hat in seiner Sitzung am 
29.10.2024 die Aufstellung der o.g. Änderung und Erweiterung des Bebauungsplanes der Stadt 
Rees und die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 1 und der Behörden gemäß 
§ 4 Abs. 1 BauGB in der jeweils derzeit gültigen Fassung beschlossen. 

Ziel der 2. Erweiterung und 3. Änderung des Gewerbegebietes in Richtung Norden ist die Neuabsi-
cherung von Gewerbeflächen mit überbaubarer Grundstücksfläche für Gewerbehallen für eine Be-
triebserweiterung. Das Grundstück für die Erweiterung liegt in der Gemarkung Groin, Flur 4, Flurstück 
392. 
 
Der Geltungsbereich ist aus nachstehender Skizze ersichtlich:  

mailto:stadtplanung@stadt-rees.de
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Gemäß § 3 Abs. 1 BauGB und § 4 Abs. 1 BauGB werden die Verfahrensunterlagen dieser Aufstellung 
des Bebauungsplanes in der Zeit vom  
 

21.03.2025 bis 23.04.2025 (jeweils einschließlich) 
 
auf der Homepage der Stadt Rees unter  
 
www.stadt-rees.de/bauen-wirtschaft/bauleitplanung/aktuelle-beteiligungen 
 
sowie auf dem Beteiligungsportal des Landes unter  
 
https://beteiligung.nrw.de/portal/Rees/startseite 
 
veröffentlicht.  
 
Als gemäß § 3 Abs. 2 Satz 2 BauGB zusätzliche leicht zu erreichende Zugangsmöglichkeit werden 
die Unterlagen während des Veröffentlichungszeitraumes zu den Dienstzeiten  
Montags bis freitags 8.00 bis 12.00 Uhr  
Montags bis donnerstags 14.00 bis 16.00 Uhr  
öffentlich ausgelegt im Rathaus der Stadt Rees, Fachbereich Planen, Bauen, Umwelt, Markt 1, 46459 
Rees. Um vorherige Terminvereinbarung unter 02851 510 wird gebeten.  
 
Während der vorbezeichneten Auslegungsfrist können zu dem Planentwurf Stellungnahmen abge-
geben werden. Die Stellungnahmen sollen auf elektronischem Weg an stadtplanung@stadt-rees.de 
oder über das oben aufgeführte Beteiligungsportal des Landes eingereicht werden. Bei Bedarf kön-
nen die Stellungnahmen auch auf anderem Weg abgegeben werden.  
 
Es wird darauf hingewiesen, dass nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen bei der Be-

schlussfassung über den Bauleitplan unberücksichtigt bleiben können. 

 

http://www.stadt-rees.de/bauen-wirtschaft/bauleitplanung/aktuelle-beteiligungen
https://beteiligung.nrw.de/portal/Rees/startseite
mailto:stadtplanung@stadt-rees.de
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Bekanntmachungsanordnung 
 
Der Beschluss des Ausschusses für Umwelt, Planung, Bau und Vergabe vom 01.02.2024 zur Auf-
stellung gemäß § 2 Abs. 1und § 1 Abs. 8 BauGB sowie zur frühzeitigen Beteiligung der Öffentlich-
keit gemäß § 3 Abs. 1 und § 4 Abs. 1 BauGB wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Rees, 04. März 2025 
 
Sebastian Hense  
Bürgermeister  

 

4. Tagesordnung für die Sitzung des Rates der Stadt Rees am 27.03.2025 

Am Donnerstag, dem 27.03.2025, findet um 17:00 Uhr im Saal des Bürgerhauses in Rees, Markt 1, 
die 35. Sitzung des Rates der Stadt Rees statt. 
 

Tagesor dnung:  

A) Öffentlicher Teil 

 1 .  Fragestunde für Einwohner  
   
 2 .  Strategische Ziele 2035  
   
 3 .  Verordnung über das Offenhalten von Verkaufsstellen in der Stadt Rees aus besonde-

rem Anlass (verkaufsoffene Sonntage im Rahmen von Stadtfesten u.ä.) für das Jahr 
2025 

 

   
 4 .  Aktuelle Wirtschaftsplanentwicklung des Bäderbetriebs; Stand: 31.12.2024  
   
 5 .  Aktuelle Wirtschaftsplanentwicklung des Bauhofbetriebs; Stand: 31.12.2024  
   
 6 .  Aktuelle Wirtschaftsplanentwicklung des Wasserversorgungsbetriebs; Stand: 

31.12.2024 
) 

   
 7 .  Zwischenbericht des Abwasserbetriebes der Stadt Rees über die Entwicklung der Er-

träge und Aufwendungen sowie über die Abwicklung des Vermögensplanes zum 
31.12.2024 

 

   
 8 .  2. Teilflächennutzungsplanänderung für Windenergie; Abwägung der Stellungnahmen 

aus der frühzeitigen Beteiligung und Beschluss zur Offenlage 
 

   
 9 .  Aufstellung der 4. Änderung und Ergänzung des Bebauungsplanes M 21 “Am Rüken-

buschfeld“ 
 

   
 10 .  Gestaltungssatzung Historischer Stadtkern - textliche Anpassungen zu PV-Anlagen 

§4 "Besondere Anforderungen an die bauliche Gestaltung", 
Absatz1 -  Dächer - Nr. 6 Solar und Photovoltaikanlagen 

) 

   
 11 .  Haushaltssatzung 2025 der Stadt Rees  
   
 12 .  Mitteilungen und Anfragen  
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B) Nichtöffentlicher Teil 

 1 .  Mitteilungen und Anfragen 

  

Hense 
Bürgermeister 
 

5. Öffentliche Bekanntmachung des Wahlleiters der Stadt Rees: 
 Aufforderung zur Einreichung von Wahlvorschlägen für die am 14. September 2025 

stattfindenden allgemeinen Kommunalwahlen zur Wahl des Rates der Stadt Rees -  
 Änderung 

 
Die Öffentliche Bekanntmachung des Wahlleiters der Stadt Rees - Aufforderung zur Einrei-
chung von Wahlvorschlägen für die am 14. September 2025 stattfindenden allgemeinen 
Kommunalwahlen zur Wahl des Rates der Stadt Rees – veröffentlicht im Reeser Amtsblatt, 
Amtliches Bekanntmachungsblatt der Stadt Rees, Ausgabe 3, Jahrgang 2025, vom 
19.02.2025, wird wie folgt geändert: 
 
 
Gemäß § 24 der Kommunalwahlordnung (KWahlO) vom 31. August 1993 (GV. NRW. S. 
592, 967), zuletzt geändert durch Verordnung vom 2. Dezember 2024 (GV. NRW. S. 942) 
fordere ich zur Einreichung von Wahlvorschlägen auf. 
 

Die Wahlvorschläge für die Wahl des Rates der Stadt Rees sind  
 
spätestens bis zum 69. Tag vor der Wahl, 7. Juli 2025, 18.00 Uhr (Ausschlussfrist), 
beim Wahlleiter der Stadt Rees, Rathaus, Markt 1, 46459 Rees, Zimmer 310, einzu-
reichen. 
 
Es wird dringend empfohlen, die Wahlvorschläge frühzeitig vor diesem Termin einzu-
reichen, damit etwaige Mängel, die die Gültigkeit der Wahlvorschläge berühren, vorher 
noch behoben werden können. 
 
Für die Wahlvorschläge sind amtliche Vordrucke zu verwenden, die vom Wahlleiter 
der Stadt Rees während der Dienststunden kostenlos ausgegeben werden oder per E-
Mail an wahlamt@stadt-rees.de angefordert werden können. 
 
Auf die Bekanntmachung über die Wahlbezirkseinteilung für die allgemeinen Kommu-
nalwahlen im Jahr 2025 vom 12. Dezember 2024, veröffentlicht im Reeser Amtsblatt, 
Ausgabe 17, Jahrgang 2024 vom 20. Dezember 2024 wird hingewiesen. 

 
Auf die Bestimmungen der §§ 15 bis 17 des Gesetzes über die Kommunalwahlen im 
Lande Nordrhein-Westfalen (Kommunalwahlgesetz - KWahlG) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 30. Juni 1998 (GV. NRW. S. 454, ber. S. 509 und 1999 S. 70), zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 5. Juli 2024 (GV. NRW. S. 444), und der §§ 25, 26 und 31 
KWahlO weise ich hin. 
 
1. Allgemeines 
 

Wahlvorschläge können von politischen Parteien im Sinne des Artikels 21 des Grundge-
setzes (Parteien), von mitgliedschaftlich organisierten Gruppen von Wahlberechtigten 
(Wählergruppen) und von einzelnen Wahlberechtigten (Einzelbewerbern) eingereicht wer-
den.  

mailto:wahlamt@stadt-rees.de
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Als Bewerber einer Partei oder einer Wählergruppe kann in einem Wahlvorschlag nur be-
nannt werden, wer in einer Mitglieder- oder Vertreterversammlung im Wahlgebiet hierzu 
gewählt worden ist. 
 
Staatsangehörige der anderen Mitgliedstaaten der Europäischen Union (Unionsbürger) 
sind unter den gleichen Voraussetzungen wie Deutsche wählbar. 
 
Die Bewerber und die Vertreter für die Vertreterversammlungen sind in geheimer Wahl zu 
wählen. Entsprechendes gilt für die Festlegung der Reihenfolge der Bewerber auf der Re-
serveliste und für die Bestimmung der Ersatzbewerber. Stimmberechtigt ist nur, wer am 
Tage des Zusammentritts der Versammlung im Wahlgebiet wahlberechtigt ist. Jeder 
stimmberechtigte Teilnehmer der Versammlung ist vorschlagsberechtigt. Den Bewerbern 
und Ersatzbewerbern ist Gelegenheit zu geben, sich und ihr Programm der Versammlung 
in angemessener Zeit vorzustellen.  

 
Als Vertreter für eine Vertreterversammlung kann nur gewählt werden, wer am Tage des 
Zusammentritts der zur Wahl der Vertreter einberufenen Versammlung im Wahlgebiet 
wahlberechtigt ist.  
 
Die Vertreter für die Vertreterversammlung und die Bewerber sind ab dem 46. Monat nach 
Beginn der Wahlperiode, die Bewerber für die Wahlbezirke frühestens nach der öffentli-
chen Bekanntgabe der Einteilung des Wahlgebietes in Wahlbezirke zu wählen.  
 
Kommt eine derartige Versammlung nicht zustande, so kann die Partei oder Wähler-
gruppe ihre Bewerber in einer Versammlung von Wahlberechtigten aufstellen lassen. § 17 
Abs. 2 KWahlG gilt entsprechend.  
 
Die in der Satzung der Partei oder Wählergruppe hierfür vorgesehene Stelle kann gegen 
den Beschluss einer Mitglieder- oder Vertreterversammlung Einspruch erheben. Auf einen 
solchen Einspruch ist die Abstimmung zu wiederholen. Ihr Ergebnis ist endgültig. 
 
Das Nähere über die Wahl der Vertreter für die Vertreterversammlung, über die Einberu-
fung und Beschlussfähigkeit der Mitglieder- oder Vertreterversammlung sowie über das 
Verfahren für die Wahl des Bewerbers regeln die Parteien und Wählergruppen durch ihre 
Satzungen.  
 
Eine Ausfertigung der Niederschrift über die Wahl des Bewerbers mit Angaben über Ort 
und Zeit der Versammlung, Form der Einladung, Zahl der erschienenen Mitglieder, Ver-
treter oder Wahlberechtigten und Ergebnis der Abstimmung ist mit dem Wahlvorschlag 
einzureichen.  
 
Hierbei haben der Leiter der Versammlung und zwei von dieser bestimmte Teilnehmer 
gegenüber dem Wahlleiter an Eides statt zu versichern, dass die Wahl der Bewerber in 
geheimer Abstimmung erfolgt ist. Hinsichtlich der Reservelisten hat sich die Versicherung 
an Eides statt auch darauf zu erstrecken, dass die Festlegung der Reihenfolge der Be-
werber und die Bestimmung der Ersatzbewerber in geheimer Abstimmung erfolgt sind. 
Der Wahlleiter ist zur Abnahme einer solchen Versicherung an Eides statt zuständig; er 
ist Behörde im Sinne des § 156 des Strafgesetzbuches.  
 
Die Beibringung einer Ausfertigung der Niederschrift und der Versicherung an Eides statt 
bis zum Ablauf der Einreichungsfrist ist Voraussetzung für das Vorliegen eines gültigen 
Wahlvorschlages.  
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Die Wahlvorschläge von Parteien und Wählergruppen müssen von der für das Wahlgebiet 
zum Zeitpunkt der Einreichung zuständigen Leitung unterzeichnet sein.  
 
Parteien oder Wählergruppen, die in der im Zeitpunkt der Wahlausschreibung laufenden 
Wahlperiode nicht ununterbrochen in der zu wählenden Vertretung, in der Vertretung des 
zuständigen Kreises, im Landtag oder aufgrund eines Wahlvorschlags aus dem Land im 
Bundestag vertreten sind, können einen Wahlvorschlag nur einreichen, wenn sie nach-
weisen, dass sie einen nach demokratischen Grundsätzen gewählten Vorstand, eine 
schriftliche Satzung sowie ein Programm haben und dass die Namen der Vorstandsmit-
glieder, die Satzung und das Programm auf geeignete Weise veröffentlicht sind; dies gilt 
nicht für Parteien, die die Unterlagen gemäß § 6 Absatz 3 Satz 1 Nummer 1 und 2, Absatz 
4 des Parteiengesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 31. Januar 1994 (BGBl. 
I S. 149), das zuletzt durch Artikel 4 des Gesetzes vom 10. August 2021 (BGBl. I S. 3436) 
geändert worden ist, bis zum Zeitpunkt der Wahlausschreibung ordnungsgemäß beim 
Bundeswahlleiter eingereicht haben.  
 
Des Weiteren wird hierzu auf die Bekanntmachung des Ministeriums des Innern NRW 
vom 10.02.2025, Ministerialblatt (MBl. NRW.), Ausgabe 2025 Nr. 10 vom 18.02.2025, S. 
361, III. Allgemeine Kommunalwahlen 2025 Nachweis von Vorstand, Satzung und Pro-
gramm von Parteien und Wählergruppen verwiesen.  
 
Das Verzeichnis der Parteien, die die vollständigen Unterlagen gemäß § 6 Absatz 3 Satz 
1 Nummer 1 und 2, Absatz 4 des Parteiengesetzes bei der Bundeswahlleiterin eingereicht 
haben, kann unter 
https://www.bundeswahlleiterin.de/dam/jcr/477203a4-8602-497d-9311-
89d9a7c7b78a/anschriftenverzeichnis_parteien.pdf eingesehen werden. 
 
Die Wahlvorschläge von in § 15 Abs. 2 Satz 2 genannten Parteien und Wählergruppen, 
die in der im Zeitpunkt der Wahlausschreibung laufenden Wahlperiode nicht ununterbro-
chen in der zu wählenden Vertretung, in der Vertretung des zuständigen Kreises, im Land-
tag oder aufgrund eines Wahlvorschlags aus dem Land im Bundestag vertreten sind, müs-
sen ferner in Wahlbezirken bis zu 5.000 Einwohnern von 5 Wahlberechtigen des 
Wahlbezirks persönlich und handschriftlich unterzeichnet sein und sollen die Angabe ei-
ner E-Mail-Adresse und einer Telefonnummer der Unterzeichner enthalten; dies gilt auch 
für Wahlvorschläge von Einzelbewerbern, es sei denn, dass sie in der zu wählenden Ver-
tretung einen Sitz auf Grund eines Wahlvorschlages haben, in dem sie als Einzelbewerber 
benannt waren, und der Wahlvorschlag von ihnen selbst unterzeichnet ist. Die Wahlbe-
rechtigung ist nachzuweisen. Die ordnungsmäßige Unterzeichnung mit dem Nachweis der 
Wahlberechtigung der Unterzeichner bis zum Ablauf der Einreichungsfrist ist Vorausset-
zung für das Vorliegen eines gültigen Wahlvorschlags, es sei denn, der Nachweis kann 
infolge von Umständen, die der Wahlvorschlagsberechtigte nicht zu vertreten hat, nicht 
rechtzeitig erbracht werden.  
 
Jeder Wahlvorschlag muss Familienname, Vornamen, Beruf, Geburtsdatum, Geburtsort, 
Anschrift, E-Mail-Adresse, Telefonnummer, Staatsangehörigkeit sowie bei Parteien oder 
Wählergruppen deren Namen oder Bezeichnung und, sofern sie eine Kurzbezeichnung 
verwenden, auch diese, angeben. Jeder Wahlvorschlag darf nur einen Bewerber enthal-
ten. Ein Bewerber darf, unbeschadet seiner Bewerbung in einer Reserveliste, nur in einem 
Wahlvorschlag benannt werden. In einen Wahlvorschlag darf nur aufgenommen werden, 
wer seine Zustimmung schriftlich erteilt hat; die Zustimmung ist unwiderruflich. Die ord-
nungsgemäße Abgabe der Zustimmungserklärung bis zum Ablauf der Einreichungsfrist 
ist Voraussetzung für die Abgabe eines gültigen Wahlvorschlags.  

https://www.bundeswahlleiterin.de/dam/jcr/477203a4-8602-497d-9311-89d9a7c7b78a/anschriftenverzeichnis_parteien.pdf
https://www.bundeswahlleiterin.de/dam/jcr/477203a4-8602-497d-9311-89d9a7c7b78a/anschriftenverzeichnis_parteien.pdf
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In jedem Wahlvorschlag sollen eine Vertrauensperson und eine stellvertretende Vertrau-
ensperson bezeichnet werden. Fehlt diese Bezeichnung, so gilt die Person, die als erste 
unterzeichnet hat, als Vertrauensperson, und diejenige, die als zweite unterzeichnet hat, 
als stellvertretende Vertrauensperson. 

Frauen und Männer sollen gleichmäßig in Vertretungskörperschaften repräsentiert sein 
(Geschlechterparität). Bei der Aufstellung der Wahlvorschläge sind die Parteien und Wäh-
lergruppen aufgefordert, Geschlechterparität anzustreben.  

 
Die Wählergruppen, die nach § 2 Abs. 1 Wählergruppentransparenzgesetz vom 25. März 
2022 (GV. NRW. S. 412) in der jeweils geltenden Fassung einer Pflicht zur Rechen-
schaftslegung unterliegen, können einen Wahlvorschlag nur einreichen, wenn sie ihm die 
Bescheinigungen beifügen, die ihr der Präsident des Landtags nach § 4 Absatz 2 Wähler-
gruppentransparenzgesetz über die Vorlage ihrer Rechenschaftsberichte für die letzten 
zwei abgeschlossenen Rechnungsjahre erteilt hat. Soweit die Frist zur Einreichung des 
Rechenschaftsberichts nach § 4 Absatz 1 des Wählergruppentransparenzgesetzes zum 
Zeitpunkt der Einreichung des Wahlvorschlags noch nicht abgelaufen ist, ist für das letzte 
abgeschlossene Rechnungsjahr die Vorlage einer Erklärung nach § 15a Absatz 2 KWahlG 
ausreichend. Hat eine Wählergruppe die fristgerechte Einreichung der Rechenschaftsbe-
richte nach § 4 Absatz 1 Wählergruppentransparenzgesetz versäumt, kann sie die Einrei-
chung der Rechenschaftsberichte beim Präsidenten bis zur Zulassung des Wahlvor-
schlags nachholen. 
 
Eine Wählergruppe, die keiner Pflicht zur Rechenschaftslegung nach § 2 Absatz 1 Wäh-
lergruppentransparenzgesetz unterliegt, kann einen Wahlvorschlag nur einreichen, wenn 
sie zusammen mit dem Wahlvorschlag eine Erklärung darüber abgibt, ob und in welcher 
Gesamthöhe sie in den vorangehenden zwölf Monaten Zuwendungen erhalten hat. Zu-
wendungen eines einzelnen Zuwenders gemäß § 2 Absatz 2 Satz 4 Wählergruppentrans-
parenzgesetz sind anzugeben. 

 
Erhält eine Wählergruppe nach Einreichung eines Wahlvorschlags bis zum Zeitpunkt der 
Wahl eine Zuwendung, die die Bedingungen gemäß § 2 Absatz 2 Satz 4 Wählergruppen-
transparenzgesetz erfüllt, teilt sie dies dem Wahlleiter unter Angabe des Namens und der 
Anschrift des Zuwenders sowie der Gesamthöhe der Zuwendung unverzüglich mit. 
 
Für Einzelbewerber gelten die Vorschriften des § 15a Abs. 2 bis 6 KWahlG mit der Maß-
gabe entsprechend, dass sich die Mitteilungspflichten auf Angaben über Zuwendungen 
beschränken, der Einzelbewerber zum Zwecke seiner Bewerbung und Wahlkampfführung 
von Dritten erhalten hat. 

 
2. Wahlvorschläge für einen Wahlbezirk 
 

Der Wahlvorschlag für einen Wahlbezirk soll nach dem Muster der Anlage 11 a zur 
KWahlO eingereicht wenden. Er muss enthalten: 

 
1. den Namen und gegebenenfalls die Kurzbezeichnung der Partei oder Wählergruppe, 
die den Wahlvorschlag einreicht; Wahlvorschläge von Einzelbewerbern können durch ein 
Kennwort gekennzeichnet werden und 

2. Familiennamen, die Vornamen, Beruf, Geburtsdatum, Geburtsort, Anschrift (Hauptwoh-
nung), E-Mail-Adresse, Telefonnummer sowie Staatsangehörigkeit des Bewerbers; bei 
Beamten und Arbeitnehmern nach § 13 Absatz 1 und 6 des Gesetzes sind auch der 
Dienstherr und die Beschäftigungsbehörde oder die Gesellschaft, Stiftung oder Anstalt, 
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bei der sie beschäftigt sind, anzugeben; bei mehreren Vornamen kann eine Angabe erfol-
gen, unter welchem Vornamen der Bewerber auf dem Stimmzettel anzugeben ist. 

Der Wahlvorschlag einer Partei oder Wählergruppe muss nach § 15 Absatz 2 Satz 1 
KWahlG von der für das Wahlgebiet zum Zeitpunkt der Einreichung zuständigen 
Leitung unterzeichnet sein. Bei anderen Wahlvorschlägen muss mindestens ein Unter-
zeichner seine Unterschrift auf dem Wahlvorschlag selbst leisten; § 26 Absatz 3 Nummer 
3 und 4 KWahlO gilt entsprechend. Der Wahlvorschlag soll ferner Namen, Anschrift, Te-
lefonnummer und E-Mail-Adresse der Vertrauensperson und der stellvertretenden Ver-
trauensperson enthalten.  

Ist der Name, die Kurzbezeichnung oder das Kennwort geeignet, Verwechslungen mit ei-
ner Partei oder Wählergruppe hervorzurufen, die gemäß § 15 Absatz 2 Satz 2 KWahlG 
vertreten ist oder die bei der letzten Wahl zur Vertretung des Wahlgebiets Stimmen erhal-
ten hat oder deren Wahlvorschlag früher eingereicht worden ist, so kann die Vertrauens-
person bis zur Entscheidung über die Zulassung eine Bezeichnung des Wahlvorschlags 
festsetzen, durch die die Verwechslungsgefahr beseitigt wird.  

Muss ein Wahlvorschlag nach § 15 Absatz 2 Satz 3 KWahlG von Wahlberechtigten unter-
zeichnet sein, so sind die Unterschriften auf amtlichen Formblättern nach Anlage 14a zur 
KWahlO unter Beachtung folgender Vorschriften zu erbringen: 

1. die Formblätter werden auf Anforderung vom Wahlleiter kostenfrei geliefert; bei der An-
forderung sind die Bezeichnung der Partei oder Wählergruppe, die den Wahlvorschlag 
einreichen will, bei Einzelbewerbern das Kennwort, sowie Familienname, Vornamen und 
Wohnort des vorzuschlagenden Bewerbers und die Kontaktdaten anzugeben, die in die 
Datenschutzhinweise auf der Rückseite der Anlage 14a unter Nummer 3 aufzunehmen 
sind; Parteien und Wählergruppen haben ferner die Aufstellung des Bewerbers in einer 
Mitglieder- oder Vertreterversammlung nach § 17 KWahlG zu bestätigen; der Wahlleiter 
hat die Angaben des Wahlvorschlagsträgers im Kopf der Formblätter zu vermerken, 

2. die Wahlberechtigten, die einen Wahlvorschlag unterstützen, müssen die Erklärung auf 
dem Formblatt persönlich und handschriftlich unterschreiben; die Angaben zum Familien-
namen, Vornamen, Tag der Geburt, zur Anschrift (Hauptwohnung) sowie E-Mail-Adresse 
und Telefonnummer, sofern vorhanden, des Unterzeichners sowie der Tag der Unter-
zeichnung sollen vom Unterzeichner persönlich und handschriftlich ausgefüllt werden, 

3. für jeden Unterzeichner ist auf dem Formblatt oder gesondert eine Bescheinigung sei-
ner Gemeinde nach dem Muster der Anlage 15 zur KWahlO beizufügen, dass er im Wahl-
bezirk wahlberechtigt ist; gesonderte Bescheinigungen des Wahlrechts sind vom Träger 
des Wahlvorschlags bei der Einreichung des Wahlvorschlags mit den Unterstützungsun-
terschriften zu verbinden; wer für einen anderen eine Bescheinigung des Wahlrechts be-
antragt, muss nachweisen, dass der Betreffende den Wahlvorschlag unterstützt, 

4. ein Wahlberechtigter darf nur einen Wahlvorschlag unterzeichnen; hat jemand mehrere 
Wahlvorschläge unterzeichnet, so ist seine Unterschrift auf allen weiteren Wahlvorschlä-
gen ungültig; leistet ein Wahlberechtigter mehrere Unterstützungsunterschriften für ver-
schiedene Wahlvorschläge mit unterschiedlichem oder gleichem Datum, kommt es für die 
Gültigkeit ausschließlich auf die Reihenfolge der Vorlage durch die Wahlvorschlagsträger 
bei der Gemeinde an, die die Wahlberechtigung bescheinigt; gültig ist die zuerst vorge-
legte Unterstützungsunterschrift; die gleichzeitige Unterzeichnung einer Reserveliste 
bleibt unberührt; die Unterzeichnung des Wahlvorschlags durch den Bewerber ist zuläs-
sig; und  
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5. Wahlvorschläge von Parteien und Wählergruppen dürfen erst nach Aufstellung des Be-
werbers durch eine Mitglieder- oder Vertreterversammlung unterzeichnet werden; vorher 
geleistete Unterschriften sind ungültig. 

Dem Wahlvorschlag sind beizufügen 

1. die Erklärung des vorgeschlagenen Bewerbers nach dem Muster der Anlage 12a zur 
KWahlO, dass er seiner Aufstellung zustimmt und für keinen anderen Wahlvorschlag in 
einem Wahlbezirk des Wahlgebiets seine Zustimmung zur Benennung als Bewerber ge-
geben hat, 

2. eine Bescheinigung des zuständigen Bürgermeisters nach dem Muster der Anlage 13a 
zur KWahlO, dass der Bewerber wählbar ist, 

3. bei Wahlvorschlägen von Parteien oder Wählergruppen eine Ausfertigung der Nieder-
schrift über die Versammlung der Partei oder Wählergruppe zur Aufstellung der Bewerber, 
im Falle eines Einspruchs nach § 17 Absatz 6 KWahlG auch eine Niederschrift über die 
wiederholte Abstimmung, mit den nach § 17 Absatz 8 KWahlG vorgeschriebenen Versi-
cherungen an Eides statt; ihrer Beifügung bedarf es nicht, soweit eine Ausfertigung der 
Niederschrift und der Versicherungen an Eides statt einem anderen Wahlvorschlag im 
Wahlgebiet beigefügt ist; die Niederschrift soll nach dem Muster der Anlage 9a zur 
KWahlO gefertigt, die Versicherung an Eides statt nach dem Muster der Anlage 10a zur 
KWahlO abgegeben werden, 

4. die erforderliche Zahl von Unterstützungsunterschriften nebst Bescheinigungen des 
Wahlrechts der Unterzeichner nach § 26 Absatz 3 Nummer 2 und 3 KWahlO, sofern der 
Wahlvorschlag von Wahlberechtigten des Wahlbezirks unterzeichnet sein muss und 

5. sofern sich Beamte oder Arbeitnehmer nach § 13 Absatz 1 oder 6 KWahlG bewerben, 
eine Bescheinigung über ihr Dienst- oder Beschäftigungsverhältnis sowie im Falle des § 
13 Absatz 1 Satz 1 Buchstabe b oder d KWahlG auch die ausgeübte Tätigkeit, falls der 
Wahlleiter dies zur Behebung von Zweifeln für erforderlich hält. 

Parteien und Wählergruppen, die in der zum Zeitpunkt der Wahlausschreibung laufenden 
Wahlperiode nicht ununterbrochen in der zu wählenden Vertretung, in der Vertretung des 
zuständigen Kreises, im Landtag oder auf Grund eines Wahlvorschlags aus dem Land im 
Bundestag vertreten sind und für die die Unterlagen gemäß § 15 Absatz 2 Satz 2 zweiter 
Halbsatz KWahlG dem Bundeswahlleiter nicht vorliegen, haben außerdem einzureichen 

1. den Nachweis, dass der für das Wahlgebiet zuständige Vorstand nach demokratischen 
Grundsätzen gewählt ist, und zwar durch beglaubigte Abschrift oder eine Ausfertigung der 
bei der Wahl gefertigten Niederschrift oder durch die schriftliche Erklärung mehrerer bei 
der Wahlhandlung anwesender Personen, 

2. ihre Satzung und ihr Programm sowie 

3. den Nachweis, dass die Namen der Vorstandsmitglieder, die Satzung und das Pro-
gramm auf geeignete Weise veröffentlicht sind. 

Reicht die Partei oder Wählergruppe mehrere Wahlvorschläge im Wahlgebiet ein, so brau-
chen diese Nachweise nur einmal eingereicht zu werden. Hat die Partei oder Wähler-
gruppe eine über das Wahlgebiet hinausgehende Organisation, so brauchen Satzung und 
Programm dem Wahlleiter nicht eingereicht zu werden, wenn 
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a) im Falle einer nicht über das Gebiet des Kreises hinausgehenden Organisation der 
Landrat, 

b) im Falle einer nicht über den Regierungsbezirk hinausgehenden Organisation die Be-
zirksregierung oder 

c) im Falle einer über einen Regierungsbezirk hinausgehenden Organisation das für Inne-
res zuständige Ministerium auf Antrag 

bestätigt, dass Satzung und Programm ordnungsgemäß eingereicht sind.  

Wählergruppen, die nach § 2 Absatz 1 des Wählergruppentransparenzgesetzes vom 25. 
März 2022 (GV. NRW. S. 412) in der jeweils geltenden Fassung zur Rechenschaftslegung 
verpflichtet sind, haben dem Wahlvorschlag nach § 15a Absatz 1 KWahlG außerdem die 
Bescheinigung beizufügen, die ihnen der Präsident des Landtags nach § 4 Absatz 2 des 
Wählergruppentransparenzgesetzes über die Vorlage ihrer Rechenschaftsberichte über 
die letzten zwei abgeschlossenen Rechnungsjahre erteilt hat. Soweit die Frist zur Einrei-
chung des Rechenschaftsberichts nach § 4 Absatz 1 des Wählergruppentransparenzge-
setzes zum Zeitpunkt der Einreichung des Wahlvorschlags noch nicht abgelaufen ist, ist 
für das letzte abgeschlossene Rechnungsjahr die Vorlage einer Erklärung nach § 15a 
Absatz 2 KWahlG ausreichend, aus der sich ergibt, ob und in welcher Gesamthöhe die 
Wählergruppe in den vorangegangenen zwölf Monaten Zuwendungen erhalten hat; Zu-
wendungen eines einzelnen Zuwenders gemäß § 2 Absatz 2 Satz 4 des Wählergruppen-
transparenzgesetzes sind hierbei anzugeben. Die Erklärung nach § 15a Absatz 2 KWahlG 
ist von der im Wahlgebiet zum Zeitpunkt der Abgabe der Erklärung zuständigen Leitung 
der Wählergruppe zu unterzeichnen und soll nach dem Muster der Anlage 27 zur KWahlO 
eingereicht werden. Reicht die Wählergruppe mehrere Wahlvorschläge im Wahlgebiet ein, 
so brauchen diese Nachweise nur einmal eingebracht zu werden. 
 
Wählergruppen, die nicht zur Rechenschaftslegung nach § 2 Absatz 1 des Wählergrup-
pentransparenzgesetzes verpflichtet sind, haben dem Wahlvorschlag eine Erklärung nach 
§ 15a Absatz 2 KWahlG beizufügen, aus der sich ergibt, ob und in welcher Gesamthöhe 
sie in den vorangegangenen zwölf Monaten Zuwendungen erhalten haben; Zuwendungen 
eines einzelnen Zuwenders gemäß § 2 Absatz 2 Satz 4 des Wählergruppentransparenz-
gesetzes sind hierbei anzugeben. § 26 Absatz 5a Satz 3 und 4 KWahlO gilt entsprechend. 
Für Einzelbewerber sind die Sätze 1 und 2 des § 26 Absatz 5b KWahlO mit der Maßgabe 
anzuwenden, dass sich die Mitteilungspflicht auf Angaben über Zuwendungen be-
schränkt, die der Einzelbewerber zum Zwecke seiner Bewerbung und Wahlkampfführung 
von Dritten erhalten hat. 

Erhält eine Wählergruppe nach Einreichung eines Wahlvorschlags bis zum Zeitpunkt der 
Wahl eine Zuwendung, die die Bedingungen des § 2 Absatz 2 Satz 4 des Wählergruppen-
transparenzgesetzes erfüllt, sind diese dem Wahlleiter nach § 15a Absatz 3 KWahlG unter 
Angabe des Namens und der Anschrift des Zuwenders sowie der Gesamthöhe der Zu-
wendung unverzüglich mitzuteilen. Die Erklärung ist von der im Wahlgebiet zum Zeitpunkt 
der Abgabe der Erklärung zuständigen Leitung der Wählergruppe zu unterzeichnen und 
soll nach dem Muster der Anlage 28 zur KWahlO eingereicht werden. Für Einzelbewerber 
sind die Sätze 1 und 2 des § 26 Abs. 5c KWahlO mit der Maßgabe anzuwenden, dass 
sich die Mitteilungspflicht auf Angaben über Zuwendungen beschränkt, die der Einzelbe-
werber zum Zwecke seiner Bewerbung und Wahlkampfführung von Dritten erhalten hat. 

 
3. Wahlvorschläge für die Reserveliste 
 

https://recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_detail_text?anw_nr=6&vd_id=20355&vd_back=N412&sg=0&menu=0
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Für die Reserveliste können nur Bewerber benannt werden, die für eine Partei oder für 
eine Wählergruppe auftreten. Die Reserveliste muss von der für das Wahlgebiet zum Zeit-
punkt der Einreichung zuständigen Leitung unterzeichnet sein.  
 
Ist die Partei oder Wählergruppe in der im Zeitpunkt der Wahlausschreibung (§ 14 Abs. 1 
KWahlG) laufenden Wahlperiode nicht ununterbrochen in der zu wählenden Vertretung, 
in der Vertretung des zuständigen Kreises, im Landtag oder auf Grund eines Wahlvor-
schlags aus dem Land im Bundestag vertreten, so muss die Reserveliste von 1 vom Tau-
send der Wahlberechtigten des Wahlgebiets, und zwar mindestens von 5 und 
höchstens von 100 Wahlberechtigten, persönlich und handschriftlich unterzeichnet 
sein, d. h. in diesem Fall von mindestens 19 Wahlberechtigten des Wahlgebiets der 
Stadt Rees. 
 
Auf der Reserveliste kann vorgesehen werden, dass ein Bewerber, unbeschadet der Rei-
henfolge im übrigen, Ersatzbewerber für einen im Wahlbezirk oder für einen auf einer Re-
serveliste aufgestellten Bewerber sein soll. 
 
§ 15 Absatz 1 Satz 1, Absatz 2 Satz 2, 4 und 5, Absatz 3 Satz 1 und 3 bis 5, Absatz 4 und 
5 KWahlG gilt sinngemäß. 
 
 
Die Reserveliste soll nach dem Muster der Anlage 11b zur KWahlO eingereicht werden. 
Sie muss enthalten 

1. den Namen der einreichenden Partei oder Wählergruppe und 

2. Familiennamen, die Vornamen, Beruf, Geburtsdatum, Geburtsort, Anschrift (Hauptwoh-
nung), E-Mail-Adresse, Telefonnummer sowie Staatsangehörigkeit der Bewerber in er-
kennbarer Reihenfolge; bei Beamten und Arbeitnehmern nach § 13 Absatz 1 und 6 
KWahlG sind auch der Dienstherr und die Beschäftigungsbehörde oder die Gesellschaft, 
Stiftung oder Anstalt, bei der sie beschäftigt sind, anzugeben; bei mehreren Vornamen 
kann eine Angabe erfolgen, unter welchem Vornamen der Bewerber auf dem Stimmzettel 
anzugeben ist. 

Sie soll ferner Namen, Anschrift, Telefonnummer und E-Mail-Adresse der Vertrauensper-
son und der stellvertretenden Vertrauensperson enthalten.  

Soll ein Bewerber auf der Reserveliste Ersatzbewerber für einen im Wahlbezirk oder für 
einen auf der Reserveliste aufgestellten anderen Bewerber sein (§ 16 Absatz 2 KWahlG), 
so muss die Reserveliste ferner enthalten 

1. den Familien- und die Vornamen des zu ersetzenden Bewerbers, 

2. den Wahlbezirk oder die laufende Nummer der Reserveliste, in dem oder unter der der 
zu ersetzende Bewerber aufgestellt ist. 

Für die Unterzeichnung der Reserveliste gilt § 26 Absatz 1 Satz 3 und Absatz 3 KWahlO 
entsprechend. Die Unterstützungsunterschriften sind auf amtlichen Formblättern nach An-
lage 14b zur KWahlO zu erbringen; bei Anforderung der Formblätter ist die Bezeichnung 
der Partei oder Wählergruppe anzugeben. Der Reserveliste sind für die betreffende Partei 
oder Wählergruppe und für die in ihr enthaltenen Bewerber die in § 26 Absatz 4 und 5 
Satz 1 KWahlO genannten Unterlagen beizufügen. § 26 Absatz 5 Satz 2 und 3 KWahlO 
findet Anwendung. Die Zustimmungserklärung ist nach dem Muster der Anlage 12b zur 
KWahlO abzugeben. § 26 Absatz 6 KWahlO gilt entsprechend. Einer Bescheinigung der 
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Wählbarkeit bedarf es nicht, soweit Bewerber gleichzeitig für einen Wahlbezirk aufgestellt 
sind und die Bescheinigung für diesen Wahlvorschlag vorliegt oder beigebracht wird. Für 
Wählergruppen findet § 26 Absatz 5a bis 5d KWahlO entsprechende Anwendung.  

Rees, 11. März 2025 
 
Stadt Rees 
Der Wahlleiter 
 

Sebastian Hense 

Bürgermeister 

 
 

 

 
 
 

 


